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Arbeitsrecht für Ausbildung und Praxis

Zahlreiche Gesetze und Verordnungen regeln die moderne Arbeitswelt, neue arbeitsrechtliche
Anforderungen sowie europarechtliche Vorgaben machen es schwer, den Überblick zu be-
wahren. Hinzu kommt, dass das Arbeitsrecht in Deutschland in vielen unterschiedlichen Vor-
schriften geregelt ist.

Umso hilfreicher ist diese gezielt für die tägliche Praxis zusammengestellte kompakte Geset-
zessammlung; wer sie nutzt, spart Zeit und hat Zugriff auf umfassende und zuverlässige
Information. Das graue Griffregister verdeutlicht die klare rechts- bzw. themensystematische
Gliederung zusätzlich. Übersichten vor den einzelnen Abschnitten führen den Nutzer schnell
zur gesuchten Vorschrift.

Die Leitziffernsystematik am oberen Seitenrand funktioniert ganz einfach:

Diese Textausgabe beruht auf dem Rechtsstand 15. Juli 2021. Alle bis dahin im Bundesge-
setzblatt veröffentlichten Änderungen sind eingearbeitet.

Betriebsrätemodernisierungsgesetz

Zum 18. Juni 2021 ist das Gesetz zur Förderung der Betriebsratswahlen und der Betriebs-
ratsarbeit in einer digitalen Arbeitswelt (Betriebsrätemodernisierungsgesetz) in Kraft getreten,
das eine Reform des Betriebsverfassungsgesetzes mit sich bringt. Bedeutsame Änderungen
sind:

§ Betriebsratswahlen werden vereinfacht, indem der Anwendungsbereich des verpflichten-
den vereinfachten Wahlverfahrens und des vereinfachten Wahlverfahrens nach Vereinba-
rung sowohl für die Wahl des Betriebsrats als auch für die Wahl der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung ausgeweitet wird. Gleichzeitig wird der Kündigungsschutz zur Siche-
rung der Wahlen zum Betriebsrat verbessert. Um die Teilhabe von Auszubildenden zu
verbessern, wird die Altersgrenze für Auszubildende bei der Wahl der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung gestrichen.

§ Beim Einsatz von künstlicher Intelligenz in den Betrieben gilt die Hinzuziehung eines Sach-
verständigen als erforderlich, wenn der Betriebsrat zur Durchführung seiner Aufgaben die
Einführung oder Anwendung von künstlicher Intelligenz beurteilen muss. Zudem wird si-
chergestellt, dass die Rechte des Betriebsrats bei der Festlegung von Richtlinien über die
personelle Auswahl auch dann Anwendung finden, wenn diese Richtlinien ausschließlich
oder mit Unterstützung von künstlicher Intelligenz erstellt werden.

§ Um mobile Arbeit zu fördern und um zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
bei ihrer Wahrnehmung einen einheitlichen und verbindlichen Rahmen zu gewährleisten, ist
in § 87 Absatz 1 BetrVG ein neues Mitbestimmungsrecht bei der Ausgestaltung mobiler
Arbeit eingeführt worden.
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§ Grundsätzlich sollen Sitzungen des Betriebsrats unter physischer Anwesenheit der Teilneh-
mer vor Ort (Präsenzsitzung) stattfinden. Allerdings wird es nun ermöglicht, an einer Be-
triebsratssitzung mittels Video- oder Telefonkonferenz unter bestimmten weiteren Voraus-
setzungen teilzunehmen, wie einer genauen Ausgestaltung der Durchführung in der Ge-
schäftsordnung und keinem Vorliegen eines Widerspruchs von ein Viertel der Mitglieder des
Betriebsrats.

§ Gesetzliche Klarstellungen zum Abschluss von Betriebsvereinbarungen unter Nutzung einer
qualifizierten elektronischen Signatur und zur datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit
des Arbeitgebers bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Betriebsrat sind
erfolgt.

Elterngeldreform

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes vom 15.
Februar 2021, das zum 1. September 2021 in Kraft getreten ist, erhalten Eltern zusätzliche und
flexiblere Angebote zur Nutzung des Elterngeldes. So ist etwa die während des Elterngeld-
bezugs zulässige Arbeitszeit erhöht worden. Durch eine Vereinfachung des Verwaltungsver-
fahrens und weiteren verwaltungsrechtlichen Anpassungen sollen antragstellende Eltern
entlastet werden; so müssen nur noch im Ausnahmefall nachträglich Nachweise über die
Arbeitszeit erbracht werden.

Wir wünschen erfolgreiches Arbeiten mit „Das gesamte Arbeitsrecht“.

Ihr Walhalla Fachverlag
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Abschnitt 1
Allgemeiner Teil

§1 Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus
Gründen der Rasse oder wegen der ethni-
schen Herkunft, des Geschlechts, der Religion
oder Weltanschauung, einer Behinderung,
des Alters oder der sexuellen Identität zu
verhindern oder zu beseitigen.

§2 Anwendungsbereich

(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 ge-
nannten Grund sind nach Maßgabe dieses
Gesetzes unzulässig in Bezug auf:

1. die Bedingungen, einschließlich Auswahl-
kriterien und Einstellungsbedingungen,
für den Zugang zu unselbstständiger und
selbstständiger Erwerbstätigkeit, unab-
hängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher
Position, sowie für den beruflichen Auf-
stieg,

2. die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingun-
gen einschließlich Arbeitsentgelt und Ent-
lassungsbedingungen, insbesondere in in-
dividual- und kollektivrechtlichen Verein-
barungen und Maßnahmen bei der Durch-
führung und Beendigung eines Beschäfti-
gungsverhältnisses sowie beim berufli-
chen Aufstieg,

3. den Zugang zu allen Formen und allen
Ebenen der Berufsberatung, der Berufsbil-
dung einschließlich der Berufsausbildung,
der beruflichen Weiterbildung und der
Umschulung sowie der praktischen Be-
rufserfahrung,

4. die Mitgliedschaft und Mitwirkung in ei-
ner Beschäftigten- oder Arbeitgeberverei-
nigung oder einer Vereinigung, deren Mit-
glieder einer bestimmten Berufsgruppe
angehören, einschließlich der Inanspruch-
nahme der Leistungen solcher Vereinigun-
gen,

5. den Sozialschutz, einschließlich der sozia-
len Sicherheit und der Gesundheitsdiens-
te,

6. die sozialen Vergünstigungen,
7. die Bildung,

8. den Zugang zu und die Versorgung mit
Gütern und Dienstleistungen, die der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung stehen, ein-
schließlich von Wohnraum.

(2) 1Für Leistungen nach dem Sozialgesetz-
buch gelten § 33c des Ersten Buches Sozial-
gesetzbuch und § 19a des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch. 2Für die betriebliche Al-
tersvorsorge gilt das Betriebsrentengesetz.

(3) 1Die Geltung sonstiger Benachteiligungs-
verbote oder Gebote der Gleichbehandlung
wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 2Dies
gilt auch für öffentlich-rechtliche Vorschrif-
ten, die dem Schutz bestimmter Personen-
gruppen dienen.

(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die
Bestimmungen zum allgemeinen und beson-
deren Kündigungsschutz.

§3 Begriffsbestimmungen

(1) 1Eine unmittelbare Benachteiligung liegt
vor, wenn eine Person wegen eines in § 1
genannten Grundes eine weniger günstige
Behandlung erfährt, als eine andere Person in
einer vergleichbaren Situation erfährt, erfah-
ren hat oder erfahren würde. 2Eine unmittel-
bare Benachteiligung wegen des Geschlechts
liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch
im Falle einer ungünstigeren Behandlung ei-
ner Frau wegen Schwangerschaft oder Mut-
terschaft vor.

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor,
wenn dem Anschein nach neutrale Vorschrif-
ten, Kriterien oder Verfahren Personenwegen
eines in § 1 genannten Grundes gegenüber
anderen Personen in besonderer Weise be-
nachteiligen können, es sei denn, die betref-
fenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren
sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich ge-
rechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung
dieses Ziels angemessen und erforderlich.

(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung,
wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die
mit einem in § 1 genannten Grund in Zusam-
menhang stehen, bezwecken oder bewirken,
dass die Würde der betreffenden Person ver-
letzt und ein von Einschüchterungen, Anfein-
dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen
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oder Beleidigungen gekennzeichnetes Um-
feld geschaffen wird.
(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Be-
nachteiligung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1
bis 4, wenn ein unerwünschtes, sexuell be-
stimmtes Verhalten, wozu auch unerwünsch-
te sexuelle Handlungen und Aufforderungen
zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Be-
rührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts
sowie unerwünschtes Zeigen und sichtbares
Anbringen von pornographischen Darstellun-
gen gehören, bezweckt oder bewirkt, dass
die Würde der betreffenden Person verletzt
wird, insbesondere wenn ein von Einschüch-
terungen, Anfeindungen, Erniedrigungen,
Entwürdigungen oder Beleidigungen ge-
kennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.
(5) 1Die Anweisung zur Benachteiligung einer
Person aus einem in § 1 genannten Grund gilt
als Benachteiligung. 2Eine solche Anweisung
liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ins-
besondere vor, wenn jemand eine Person zu
einem Verhalten bestimmt, das einen Be-
schäftigten oder eine Beschäftigte wegen ei-
nes in § 1 genannten Grundes benachteiligt
oder benachteiligen kann.

§4 Unterschiedliche Behandlung wegen
mehrerer Gründe

Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung
wegen mehrerer der in § 1 genannten Grün-
de, so kann diese unterschiedliche Behand-
lung nach den §§ 8 bis 10 und 20 nur ge-
rechtfertigt werden, wenn sich die Rechtfer-
tigung auf alle diese Gründe erstreckt, de-
rentwegen die unterschiedliche Behandlung
erfolgt.

§5 Positive Maßnahmen
Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in
§ 20 benannten Gründe ist eine unterschied-
liche Behandlung auch zulässig, wenn durch
geeignete und angemessene Maßnahmen
bestehende Nachteile wegen eines in § 1
genannten Grundes verhindert oder ausge-
glichen werden sollen.

Abschnitt 2
Schutz der Beschäftigten vor

Benachteiligung

Unterabschnitt 1
Verbot der Benachteiligung

§6 Persönlicher Anwendungsbereich
(1) 1Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes
sind
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2. die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,
3. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen

Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähn-
liche Personen anzusehen sind; zu diesen
gehören auch die in Heimarbeit Beschäf-
tigten und die ihnen Gleichgestellten.

2Als Beschäftigte gelten auch die Bewerbe-
rinnen und Bewerber für ein Beschäftigungs-
verhältnis sowie die Personen, deren Be-
schäftigungsverhältnis beendet ist.
(2) 1Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitge-
berinnen) im Sinne dieses Abschnitts sind
natürliche und juristische Personen sowie
rechtsfähige Personengesellschaften, die Per-
sonen nach Absatz 1 beschäftigen. 2Werden
Beschäftigte einem Dritten zur Arbeitsleis-
tung überlassen, so gilt auch dieser als Ar-
beitgeber im Sinne dieses Abschnitts. 3Für die
in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen
Gleichgestellten tritt an die Stelle des Arbeit-
gebers der Auftraggeber oder Zwischenmeis-
ter.
(3) Soweit es die Bedingungen für den Zu-
gang zur Erwerbstätigkeit sowie den berufli-
chen Aufstieg betrifft, gelten die Vorschriften
dieses Abschnitts für Selbstständige und Or-
ganmitglieder, insbesondere Geschäftsführer
oder Geschäftsführerinnen und Vorstände,
entsprechend.

§7 Benachteiligungsverbot
(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in
§ 1 genannten Grundes benachteiligt wer-
den; dies gilt auch, wenn die Person, die die
Benachteiligung begeht, das Vorliegen eines
in § 1 genannten Grundes bei der Benachtei-
ligung nur annimmt.
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(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die
gegen das Benachteiligungsverbot des Ab-
satzes 1 verstoßen, sind unwirksam.

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch
Arbeitgeber oder Beschäftigte ist eine Verlet-
zung vertraglicher Pflichten.

§8 Zulässige unterschiedliche
Behandlung wegen beruflicher
Anforderungen

(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen
eines in § 1 genannten Grundes ist zulässig,
wenn dieser Grund wegen der Art der auszu-
übenden Tätigkeit oder der Bedingungen ih-
rer Ausübung eine wesentliche und ent-
scheidende berufliche Anforderung darstellt,
sofern der Zweck rechtmäßig und die Anfor-
derung angemessen ist.

(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergü-
tung für gleiche oder gleichwertige Arbeit
wegen eines in § 1 genannten Grundes wird
nicht dadurch gerechtfertigt, dass wegen ei-
nes in § 1 genannten Grundes besondere
Schutzvorschriften gelten.

§9 Zulässige unterschiedliche
Behandlung wegen der Religion
oder Weltanschauung

(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschied-
liche Behandlung wegen der Religion oder
der Weltanschauung bei der Beschäftigung
durch Religionsgemeinschaften, die ihnen
zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht
auf ihre Rechtsform oder durch Vereinigun-
gen, die sich die gemeinschaftliche Pflege
einer Religion oder Weltanschauung zur Auf-
gabe machen, auch zulässig, wenn eine be-
stimmte Religion oder Weltanschauung unter
Beachtung des Selbstverständnisses der je-
weiligen Religionsgemeinschaft oder Verei-
nigung im Hinblick auf ihr Selbstbestim-
mungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit
eine gerechtfertigte berufliche Anforderung
darstellt.

(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung
wegen der Religion oder der Weltanschau-
ung berührt nicht das Recht der in Absatz 1
genannten Religionsgemeinschaften, der ih-
nen zugeordneten Einrichtungen ohne Rück-

sicht auf ihre Rechtsform oder der Vereini-
gungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege
einer Religion oder Weltanschauung zur Auf-
gabe machen, von ihren Beschäftigten ein
loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne
ihres jeweiligen Selbstverständnisses verlan-
gen zu können.

§10 Zulässige unterschiedliche
Behandlung wegen des Alters

1Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche
Behandlung wegen des Alters auch zulässig,
wenn sie objektiv und angemessen und durch
ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. 2Die Mit-
tel zur Erreichung dieses Ziels müssen ange-
messen und erforderlich sein. 3Derartige un-
terschiedliche Behandlungen können insbe-
sondere Folgendes einschließen:
1. die Festlegung besonderer Bedingungen

für den Zugang zur Beschäftigung und zur
beruflichen Bildung sowie besonderer Be-
schäftigungs- und Arbeitsbedingungen,
einschließlich der Bedingungen für Entloh-
nung und Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses, um die berufliche Ein-
gliederung von Jugendlichen, älteren Be-
schäftigten und Personen mit Fürsorge-
pflichten zu fördern oder ihren Schutz si-
cherzustellen,

2. die Festlegung vonMindestanforderungen
an das Alter, die Berufserfahrung oder das
Dienstalter für den Zugang zur Beschäfti-
gung oder für bestimmte mit der Beschäf-
tigung verbundene Vorteile,

3. die Festsetzung eines Höchstalters für die
Einstellung auf Grund der spezifischen
Ausbildungsanforderungen eines be-
stimmten Arbeitsplatzes oder auf Grund
der Notwendigkeit einer angemessenen
Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in den
Ruhestand,

4. die Festsetzung von Altersgrenzen bei den
betrieblichen Systemen der sozialen Si-
cherheit als Voraussetzung für die Mit-
gliedschaft oder den Bezug von Altersren-
te oder von Leistungen bei Invalidität ein-
schließlich der Festsetzung unterschiedli-
cher Altersgrenzen im Rahmen dieser Sys-
teme für bestimmte Beschäftigte oder
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Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§1 Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt in der Bundesrepublik
Deutschland und in der ausschließlichen
Wirtschaftszone für die Beschäftigung von
Personen, die noch nicht 18 Jahre alt sind,

1. in der Berufsausbildung,
2. als Arbeitnehmer oder Heimarbeiter,
3. mit sonstigen Dienstleistungen, die der

Arbeitsleistung von Arbeitnehmern oder
Heimarbeitern ähnlich sind,

4. in einem der Berufsausbildung ähnlichen
Ausbildungsverhältnis.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht

1. für geringfügige Hilfeleistungen, soweit
sie gelegentlich
a) aus Gefälligkeit,
b) auf Grund familienrechtlicher Vor-

schriften,
c) in Einrichtungen der Jugendhilfe,
d) in Einrichtungen zur Eingliederung Be-

hinderter

erbracht werden,
2. für die Beschäftigung durch die Personen-

sorgeberechtigten im Familienhaushalt.

§2 Kind, Jugendlicher
(1) Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer
noch nicht 15 Jahre alt ist.

(2) Jugendlicher im Sinne dieses Gesetzes ist,
wer 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist.

(3) Auf Jugendliche, die der Vollzeitschul-
pflicht unterliegen, finden die für Kinder gel-
tenden Vorschriften Anwendung.

§3 Arbeitgeber
Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist, wer
ein Kind oder einen Jugendlichen gemäß § 1
beschäftigt.

§4 Arbeitszeit
(1) Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Be-
ginn bis zum Ende der täglichen Beschäfti-
gung ohne die Ruhepausen (§ 11).

(2) Schichtzeit ist die tägliche Arbeitszeit un-
ter Hinzurechnung der Ruhepausen (§ 11).
(3) Im Bergbau unter Tage gilt die Schichtzeit
als Arbeitszeit. Sie wird gerechnet vom Be-
treten des Förderkorbes bei der Einfahrt bis
zum Verlassen des Förderkorbes bei der Aus-
fahrt oder vom Eintritt des einzelnen Be-
schäftigten in das Stollenmundloch bis zu
seinem Wiederaustritt.
(4) Für die Berechnung der wöchentlichen
Arbeitszeit ist als Woche die Zeit von Montag
bis einschließlich Sonntag zugrunde zu legen.
Die Arbeitszeit, die an einem Werktag infolge
eines gesetzlichen Feiertags ausfällt, wird auf
die wöchentliche Arbeitszeit angerechnet.
(5) Wird ein Kind oder ein Jugendlicher von
mehreren Arbeitgebern beschäftigt, so wer-
den die Arbeits- und Schichtzeiten sowie die
Arbeitstage zusammengerechnet.

Zweiter Abschnitt
Beschäftigung von Kindern

§5 Verbot der Beschäftigung von
Kindern

(1) Die Beschäftigung von Kindern (§ 2
Abs. 1) ist verboten.
(2) Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht für die
Beschäftigung von Kindern
1. zum Zwecke der Beschäftigungs- und Ar-

beitstherapie,
2. im Rahmen des Betriebspraktikums wäh-

rend der Vollzeitschulpflicht,
3. in Erfüllung einer richterlichen Weisung.

Auf die Beschäftigung finden § 7 Satz 1 Nr. 2
und die §§ 9 bis 46 entsprechende Anwen-
dung.
(3) Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht
für die Beschäftigung von Kindern über
13 Jahre mit Einwilligung des Personensor-
geberechtigten, soweit die Beschäftigung
leicht und für Kinder geeignet ist. Die Be-
schäftigung ist leicht, wenn sie auf Grund ih-
rer Beschaffenheit und der besonderen Be-
dingungen, unter denen sie ausgeführt wird,
1. die Sicherheit, Gesundheit und Entwick-

lung der Kinder,

I.28 JArbSchG: JugendarbeitsschutzG §§ 1–5
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2. ihren Schulbesuch, ihre Beteiligung an
Maßnahmen zur Berufswahlvorbereitung
oder Berufsausbildung, die von der zu-
ständigen Stelle anerkannt sind, und

3. ihre Fähigkeit, dem Unterricht mit Nutzen
zu folgen,

nicht nachteilig beeinflußt. Die Kinder dürfen
nicht mehr als zwei Stunden täglich, in land-
wirtschaftlichen Familienbetrieben nicht
mehr als drei Stunden täglich, nicht zwi-
schen 18 und 8 Uhr, nicht vor dem Schulun-
terricht und nicht während des Schulunter-
richts beschäftigt werden. Auf die Beschäfti-
gung finden die §§ 15 bis 31 entsprechende
Anwendung.
(4) Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht
für die Beschäftigung von Jugendlichen (§ 2
Abs. 3) während der Schulferien für höchs-
tens vier Wochen im Kalenderjahr. Auf die
Beschäftigung finden die §§ 8 bis 31 ent-
sprechende Anwendung.
(4a) Die Bundesregierung hat durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes die Beschäftigung nach Absatz 3 näher zu
bestimmen.
(4b) Der Arbeitgeber unterrichtet die Perso-
nensorgeberechtigten der von ihm beschäf-
tigten Kinder über mögliche Gefahren sowie
über alle zu ihrer Sicherheit und ihrem Ge-
sundheitsschutz getroffenen Maßnahmen.
(5) Für Veranstaltungen kann die Aufsichts-
behörde Ausnahmen gemäß § 6 bewilligen.

§6 Behördliche Ausnahmen für
Veranstaltungen

(1) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag
bewilligen, daß
1. bei Theatervorstellungen Kinder über

sechs Jahre bis zu vier Stunden täglich in
der Zeit von 10 bis 23 Uhr,

2. bei Musikaufführungen und anderen Auf-
führungen, bei Werbeveranstaltungen so-
wie bei Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk
und Fernsehen), auf Ton- und Bildträger
sowie bei Film- und Fotoaufnahmen
a) Kinder über drei bis sechs Jahre bis zu

zwei Stunden täglich in der Zeit von 8
bis 17 Uhr,

b) Kinder über sechs Jahre bis zu drei
Stunden täglich in der Zeit von 8 bis 22
Uhr

gestaltend mitwirken und an den erforderli-
chen Proben teilnehmen. Eine Ausnahme darf
nicht bewilligt werden für die Mitwirkung in
Kabaretts, Tanzlokalen und ähnlichen Betrie-
ben sowie auf Vergnügungsparks, Kirmessen,
Jahrmärkten und bei ähnlichen Veranstaltun-
gen, Schaustellungen oder Darbietungen.

(2) Die Aufsichtsbehörde darf nach Anhörung
des zuständigen Jugendamtes die Beschäfti-
gung nur bewilligen, wenn

1. die Personensorgeberechtigten in die Be-
schäftigung schriftlich eingewilligt haben,

2. der Aufsichtsbehörde eine nicht länger als
vor drei Monaten ausgestellte ärztliche
Bescheinigung vorgelegt wird, nach der
gesundheitliche Bedenken gegen die Be-
schäftigung nicht bestehen,

3. die erforderlichen Vorkehrungen und
Maßnahmen zum Schutze des Kindes ge-
gen Gefahren für Leben und Gesundheit
sowie zur Vermeidung einer Beeinträchti-
gung der körperlichen oder seelisch-geis-
tigen Entwicklung getroffen sind,

4. Betreuung und Beaufsichtigung des Kin-
des bei der Beschäftigung sichergestellt
sind,

5. nach Beendigung der Beschäftigung eine
ununterbrochene Freizeit von mindestens
14 Stunden eingehalten wird,

6. das Fortkommen in der Schule nicht be-
einträchtigt wird.

(3) Die Aufsichtsbehörde bestimmt,

1. wie lange, zuwelcher Zeit und anwelchem
Tage das Kind beschäftigt werden darf,

2. Dauer und Lage der Ruhepausen,
3. die Höchstdauer des täglichen Aufenthalts

an der Beschäftigungsstätte.

(4) Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde ist
dem Arbeitgeber schriftlich bekanntzugeben.
Er darf das Kind erst nach Empfang des Be-
willigungsbescheides beschäftigen.

§ 6 JArbSchG: JugendarbeitsschutzG I.28
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Zivilprozessordnung
(ZPO)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202, 2006 S. 431, 2007 S. 1781)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Neuregelung des Berufsrechts der anwaltlichen und steuerberatenden

Berufsausübungsgesellschaften sowie zur Änderung weiterer Vorschriften im Bereich
der rechtsberatenden Berufe

vom 7. Juli 2021 (BGBl. I S. 2363)

– A u s z u g –
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Buch 8
Zwangsvollstreckung

Abschnitt 2
Zwangsvollstreckung wegen Geld-

forderungen

Titel 2
Zwangsvollstreckung in das

bewegliche Vermögen

Untertitel 3
Zwangsvollstreckung in Forderungen

und andere Vermögensrechte

§850 Pfändungsschutz für Arbeits-
einkommen

(1) Arbeitseinkommen, das in Geld zahlbar
ist, kann nur nach Maßgabe der §§ 850a
bis 850i gepfändet werden.

(2) Arbeitseinkommen im Sinne dieser Vor-
schrift sind die Dienst- und Versorgungsbe-
züge der Beamten, Arbeits- und Dienstlöhne,
Ruhegelder und ähnliche nach dem einst-
weiligen oder dauernden Ausscheiden aus
dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis gewährte
fortlaufende Einkünfte, ferner Hinterbliebe-
nenbezüge sowie sonstige Vergütungen für
Dienstleistungen aller Art, die die Erwerbstä-
tigkeit des Schuldners vollständig oder zu ei-
nem wesentlichen Teil in Anspruch nehmen.

(3) Arbeitseinkommen sind auch die folgen-
den Bezüge, soweit sie in Geld zahlbar sind:

a) Bezüge, die ein Arbeitnehmer zum Aus-
gleich für Wettbewerbsbeschränkungen
für die Zeit nach Beendigung seines
Dienstverhältnisses beanspruchen kann;

b) Renten, die auf Grund von Versicherungs-
verträgen gewährt werden, wenn diese
Verträge zur Versorgung des Versiche-
rungsnehmers oder seiner unterhaltsbe-
rechtigten Angehörigen eingegangen
sind.

(4) Die Pfändung des in Geld zahlbaren Ar-
beitseinkommens erfasst alle Vergütungen,
die dem Schuldner aus der Arbeits- oder
Dienstleistung zustehen, ohne Rücksicht auf
ihre Benennung oder Berechnungsart.

§850a Unpfändbare Bezüge

Unpfändbar sind
1. zur Hälfte die für die Leistung von Mehr-

arbeitsstunden gezahlten Teile des Ar-
beitseinkommens;

2. die für die Dauer eines Urlaubs über das
Arbeitseinkommen hinaus gewährten Be-
züge, Zuwendungen aus Anlass eines be-
sonderen Betriebsereignisses und Treugel-
der, soweit sie den Rahmen des Üblichen
nicht übersteigen;

3. Aufwandsentschädigungen, Auslösungs-
gelder und sonstige soziale Zulagen für
auswärtige Beschäftigungen, das Entgelt
für selbstgestelltes Arbeitsmaterial, Gefah-
renzulagen sowie Schmutz- und Erschwer-
niszulagen, soweit diese Bezüge den Rah-
men des Üblichen nicht übersteigen;

4. Weihnachtsvergütungen bis zu der Hälfte
des Betrages, dessen Höhe sich nach Auf-
rundung des monatlichen Freibetrages
nach § 850c Absatz 1 in Verbindung mit
Absatz 4 auf den nächsten vollen 10-Euro-
Betrag ergibt;

§850a Nr. 4 in vorstehend abgedruckter
Fassung gilt ab 1. Januar 2022. Bis zum
31. Dezember 2021 lautet Nr. 4 wie folgt:
„4. Weihnachtsvergütungen bis zum Betrag

der Hälfte des monatlichen Arbeitsein-
kommens, höchstens aber bis zum Betrag
von 500 Euro;“

5. Geburtsbeihilfen sowie Beihilfen aus An-
lass der Eingehung einer Ehe oder Be-
gründung einer Lebenspartnerschaft, so-
fern die Vollstreckung wegen anderer als
der aus Anlass der Geburt, der Eingehung
einer Ehe oder der Begründung einer Le-
benspartnerschaft entstandenen Ansprü-
che betrieben wird;

6. Erziehungsgelder, Studienbeihilfen und
ähnliche Bezüge;

7. Sterbe- und Gnadenbezüge aus Arbeits-
oder Dienstverhältnissen;

8. Blindenzulagen.

§850b Bedingt pfändbare Bezüge

(1) Unpfändbar sind ferner
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1. Renten, die wegen einer Verletzung des Kör-
pers oder der Gesundheit zu entrichten sind;

2. Unterhaltsrenten, die auf gesetzlicher
Vorschrift beruhen, sowie die wegen Ent-
ziehung einer solchen Forderung zu ent-
richtenden Renten;

3. fortlaufende Einkünfte, die ein Schuldner
aus Stiftungen oder sonst auf Grund der
Fürsorge und Freigebigkeit eines Dritten
oder auf Grund eines Altenteils oder Aus-
zugsvertrags bezieht;

4. Bezüge aus Witwen-, Waisen-, Hilfs- und
Krankenkassen, die ausschließlich oder zu
einemwesentlichen Teil zu Unterstützungs-
zwecken gewährt werden, ferner Ansprü-
che aus Lebensversicherungen, die nur auf
den Todesfall des Versicherungsnehmers
abgeschlossen sind, wenn die Versiche-
rungssumme 5400 Euro nicht übersteigt.

§850b Abs. 1 Nr. 4 letzter Halbsatz in
vorstehend abgedruckter Fassung gilt ab
1. Januar 2022. Bis zum 31. Dezember
2021 lautet der letzte Halbsatz wie folgt:
„wenn die Versicherungssumme 3579 Euro
nicht übersteigt.“

(2) Diese Bezüge können nach den für Ar-
beitseinkommen geltenden Vorschriften ge-
pfändet werden, wenn die Vollstreckung in
das sonstige bewegliche Vermögen des
Schuldners zu einer vollständigen Befriedi-
gung des Gläubigers nicht geführt hat oder
voraussichtlich nicht führen wird und wenn
nach den Umständen des Falles, insbesonde-
re nach der Art des beizutreibenden An-
spruchs und der Höhe der Bezüge, die Pfän-
dung der Billigkeit entspricht.
(3) Das Vollstreckungsgericht soll vor seiner
Entscheidung die Beteiligten hören.

§850c Pfändungsgrenzen für Arbeits-
einkommen

(1) Arbeitseinkommen ist unpfändbar, wenn
es, je nach dem Zeitraum, für den es gezahlt
wird, nicht mehr als
1. 1178,59 Euro 1) monatlich,
2. 271,24 Euro 2) wöchentlich oder
3. 54,25 Euro 3) täglich

beträgt.

(2) Gewährt der Schuldner auf Grund einer
gesetzlichen Verpflichtung seinem Ehegat-
ten, einem früheren Ehegatten, seinem Le-
benspartner, einem früheren Lebenspartner,
einem Verwandten oder nach den §§ 1615l
und 1615n des Bürgerlichen Gesetzbuchs ei-
nem Elternteil Unterhalt, so erhöht sich der
Betrag nach Absatz 1 für die erste Person, der
Unterhalt gewährt wird, und zwar um
1. 443,57 Euro 4) monatlich,
2. 102,08 Euro 5) wöchentlich oder
3. 20,42 Euro 6) täglich.

Für die zweite bis fünfte Person, der Unterhalt
gewährt wird, erhöht sich der Betrag nach
Absatz 1 um je
1. 247,12 Euro 7) monatlich,
2. 56,87 Euro 8) wöchentlich oder
3. 11,37 Euro 9) täglich.
(3) Übersteigt das Arbeitseinkommen den
Betrag nach Absatz 1, so ist es hinsichtlich
des überschießenden Teils in Höhe von drei
Zehnteln unpfändbar. Gewährt der Schuldner
nach Absatz 2 Unterhalt, so sind für die erste
Person weitere zwei Zehntel und für die
zweite bis fünfte Person jeweils ein weiteres
Zehntel unpfändbar. Der Teil des Arbeitsein-
kommens, der
1. 3613,08 Euro 10) monatlich,
2. 831,50 Euro 11) wöchentlich oder
3. 166,30 Euro 12) täglich

übersteigt, bleibt bei der Berechnung des un-
pfändbaren Betrages unberücksichtigt.
(4) Das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz macht im Bundesgesetz-
blatt Folgendes bekannt (Pfändungsfreigren-
zenbekanntmachung):
1. die Höhe des unpfändbaren Arbeitsein-

kommens nach Absatz 1,
2. die Höhe der Erhöhungsbeträge nach Ab-

satz 2,
3. die Höhe der in Absatz 3 Satz 3 genannten

Höchstbeträge.

Die Beträge werden jeweils zum 1. Juli eines
Jahres entsprechend der im Vergleich zum je-
weiligen Vorjahreszeitraum sich ergebenden
prozentualen Entwicklung des Grundfreibe-
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trages nach § 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
des Einkommensteuergesetzes angepasst;
der Berechnung ist die am 1. Januar des je-
weiligen Jahres geltende Fassung des § 32a
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Einkommen-
steuergesetzes zugrunde zu legen.
(5) Um den nach Absatz 3 pfändbaren Teil des
Arbeitseinkommens zu berechnen, ist das
Arbeitseinkommen, gegebenenfalls nach Ab-
zug des nach Absatz 3 Satz 3 pfändbaren
Betrages, auf eine Zahl abzurunden, die bei
einer Auszahlung für
1. Monate bei einer Teilung durch 10 eine

natürliche Zahl ergibt,
2. Wochen bei einer Teilung durch 2,5 eine

natürliche Zahl ergibt,
3. Tage bei einer Teilung durch 0,5 eine na-

türliche Zahl ergibt.

Die sich aus der Berechnung nach Satz 1 er-
gebenden Beträge sind in der Pfändungs-
freigrenzenbekanntmachung als Tabelle ent-
halten. Im Pfändungsbeschluss genügt die
Bezugnahme auf die Tabelle.
(6) Hat eine Person, welcher der Schuldner auf
Grund gesetzlicher Verpflichtung Unterhalt
gewährt, eigene Einkünfte, so kann das Voll-
streckungsgericht auf Antrag des Gläubigers
nach billigem Ermessen bestimmen, dass die-
se Person bei der Berechnung des unpfänd-
baren Teils des Arbeitseinkommens ganz oder
teilweise unberücksichtigt bleibt; soll die Per-
son nur teilweise berücksichtigt werden, so ist
Absatz 5 Satz 2 nicht anzuwenden.

Die unpfändbaren Beträge nach Absatz 1 bis 3
sind durch die Pfändungsfreigrenzenbekanntma-
chung 2021 vom 10. Mai 2021 (BGBl. I S. 1099)
zum 1. Juli 2021 erhöht worden auf:
1) 1252,64 Euro; 2) 288,28 Euro; 3) 57,66 Euro;
4) 471,44 Euro; 5) 108,50 Euro; 6) 21,70 Euro;
7) 262,65 Euro; 8) 60,45 Euro; 9) 12,09 Euro;
10) 3840,08 Euro; 11) 883,74 Euro; 12) 176,75 Euro.
Die ab 1. Juli 2021 geltenden Pfändungsfreibe-
träge ergeben sich aus dem Anhang der Pfän-
dungsfreigrenzenbekanntmachung 2021.

§850d Pfändbarkeit bei Unterhalts-
ansprüchen

(1) Wegen der Unterhaltsansprüche, die kraft
Gesetzes einem Verwandten, dem Ehegatten,

einem früheren Ehegatten, dem Lebenspart-
ner, einem früheren Lebenspartner oder nach
§§ 1615l, 1615n des Bürgerlichen Gesetz-
buchs einem Elternteil zustehen, sind das Ar-
beitseinkommen und die in § 850a Nr. 1, 2
und 4 genannten Bezüge ohne die in § 850c
bezeichneten Beschränkungen pfändbar. Dem
Schuldner ist jedoch so viel zu belassen, als er
für seinen notwendigen Unterhalt und zur Er-
füllung seiner laufenden gesetzlichen Unter-
haltspflichten gegenüber den dem Gläubiger
vorgehenden Berechtigten oder zur gleichmä-
ßigen Befriedigung der dem Gläubiger gleich-
stehenden Berechtigten bedarf; von den in
§ 850a Nr. 1, 2 und 4 genannten Bezügen hat
ihm mindestens die Hälfte des nach § 850a
unpfändbaren Betrages zu verbleiben. Der
dem Schuldner hiernach verbleibende Teil sei-
nes Arbeitseinkommens darf den Betrag nicht
übersteigen, der ihm nach den Vorschriften
des § 850c gegenüber nicht bevorrechtigten
Gläubigern zu verbleiben hätte. Für die Pfän-
dungwegen der Rückstände, die länger als ein
Jahr vor dem Antrag auf Erlass des Pfän-
dungsbeschlusses fällig geworden sind, gelten
die Vorschriften dieses Absatzes insoweit
nicht, als nach Lage der Verhältnisse nicht an-
zunehmen ist, dass der Schuldner sich seiner
Zahlungspflicht absichtlich entzogen hat.

(2) Mehrere nach Absatz 1 Berechtigte sind
mit ihren Ansprüchen in der Reihenfolge nach
§ 1609 des BürgerlichenGesetzbuchs und § 16
des Lebenspartnerschaftsgesetzes zu berück-
sichtigen, wobei mehrere gleich nahe Berech-
tigte untereinander den gleichen Rang haben.

(3) Bei der Vollstreckung wegen der in Ab-
satz 1 bezeichneten Ansprüche sowie wegen
der aus Anlass einer Verletzung des Körpers
oder der Gesundheit zu zahlenden Renten
kann zugleich mit der Pfändung wegen fälli-
ger Ansprüche auch künftig fällig werdendes
Arbeitseinkommen wegen der dann jeweils
fällig werdenden Ansprüche gepfändet und
überwiesen werden.

§850e Berechnung des pfändbaren
Arbeitseinkommens

Für die Berechnung des pfändbaren Arbeits-
einkommens gilt Folgendes:
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Stichwortverzeichnis
Sie finden das jeweilige Stichwort über die
fettgedruckte Angabe der Leitziffer gefolgt
durch die Vorschriftenabkürzung. Beispiel:
II.3/BetrVGweist auf die Leitziffer II.3; hier im
Abschnitt II in der Ordnungsnummer 3 wurde
das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) ein-
geordnet. Im angegebenen Paragraphen fin-
den Sie das gesuchte Stichwort.

Abfindung

– bei Auflösung durch das Gericht
I.15/KSchG §9

– Höhe I.15/KSchG §10

Abfindungsanspruch, betriebsbedingte
Kündigung I.15/KSchG §1a

Abrufarbeit I.6/TzBfG §12

Abschlussprüfung I.16/BBiG §37

Akkordarbeit, Beschäftigungsverbot für
Jugendliche I.28/JArbSchG §23

Alkohol, Verbot der Abgabe an
Jugendliche I.28/JArbSchG §31

Allgemeine Geschäftsbedingungen
I.2/BGB §305 ff.

Allgemeinverbindlichkeit eines
Tarifvertrags II.1/TVG §5
II.2/TVG-DVO §4 ff.

Alter, Ungleichbehandlung I.1/AGG §1 ff.

Altersteilzeitgesetz I.7/WissZeitVG §1 ff.

Altersvorsorge, betriebliche
I.12/BetrAVG §1 ff.

Änderungskündigung I.15/KSchG §2, §8

Anfechtung I.2/BGB §119 ff.

Anforderungen, zulässige Ungleich-
behandlung I.1/AGG §8

Anhörungsrecht des Arbeitnehmers
II.3/BetrVG §82

Annahmeverzug, Arbeitsleistung
I.2/BGB §615

Arbeitnehmer, Begriff II.3/BetrVG §5
IV.1/ArbGG §5

Arbeitnehmer-Entsendegesetz
I.19/AEntG §1 ff.

Arbeitnehmerfreizügigkeit
III.1/FreizügG/EU §13

Arbeitnehmerhaftung, Beweislast
I.2/BGB §619a

Arbeitnehmerüberlassung
I.18/AÜG §1 ff.

Arbeitsablauf, Mitwirkungsrechte des
Betriebsrats II.3/BetrVG §90 ff.

Arbeitsausfall I.2/BGB §615

Arbeitsbedingungen I.19/AEntG §5

Arbeitsbefreiung, Betriebsrat
II.3/BetrVG §37

Arbeitsgerichtsgesetz IV.1/ArbGG §1 ff.

Arbeitskampf II.3/BetrVG §74

Arbeitsplatzausschreibung I.6/TzBfG §7

Arbeitsplatzschutzgesetz
I.14/ArbPlSchG §1 ff.

Arbeitsplatzteilung I.6/TzBfG §13

Arbeitsschutz
– Arbeitgeberpflichten I.2/BGB §618
I.24/ArbSchG §3 ff.

– Arbeitnehmerpflichten
I.24/ArbSchG §15 ff.

– Betriebsrat II.3/BetrVG §89
– Dokumentation I.24/ArbSchG §6
– Gefährdungsbeurteilung
I.24/ArbSchG §5

– Präventionsmaßnahmen
I.24/ArbSchG §3

– Unterweisungspflicht I.24/ArbSchG §12
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Arbeitsschutzgesetz I.24/ArbSchG §1 ff.

Arbeitsschutzstrategie, gemeinsame
deutsche I.24/ArbSchG §20a

Arbeitsumgebung, Mitwirkungsrechte
des Betriebsrats II.3/BetrVG §90 ff.

Arbeitsunfall
– Begriff I.31/SGB VII §8
– Prävention I.31/SGB VII §14

Arbeitsunfähigkeit
– Anzeige- und Nachweispflichten

I.10/EFZG §5
– Entgeltfortzahlung I.10/EFZG §3
– während des Urlaubs I.14/BUrlG §9

Arbeitsverhinderung
– kurzzeitige wegen Pflegesituation

I.23/PflegeZG §2
– vorübergehende I.2/BGB §616

Arbeitsverhältnis
– Beendigung I.2/BGB §620
– befristetes I.2/BGB §620
– Entleiher und Leiharbeitnehmer

I.18/AÜG §10
– Kündigungsfristen I.2/BGB §622
– Unzumutbarkeit der Fortsetzung

I.15/KSchG §9

Arbeitsvertrag
– auflösend bedingter I.6/TzBfG §21
– befristeter I.6/TzBfG §3
– Gestaltung I.4/GewO §105
– Pflichten I.2/BGB §611
– Vergütung I.2/BGB §612

Arbeitszeit I.13/ArbZG §1 ff.
– abweichende Regelungsmöglichkeiten

I.13/ArbZG §7
– Begriff I.13/ArbZG §2 VI.4 Art. 2
– Betriebsratssitzung II.3/BetrVG §30
– Betriebsversammlung II.3/BetrVG §44
– Erste-Hilfe-Kurs I.31/SGB VII §23
– Jugendliche I.28/JArbSchG §8

– Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats
II.3/BetrVG §87

– Reduzierung I.6/TzBfG §8

– Sprechstunden des Betriebsrats
II.3/BetrVG §39

– werktägliche I.13/ArbZG §3

Arbeitszeitgesetz I.13/ArbZG §1 ff.

Arbeitszeitnachweis I.13/ArbZG §16

Arbeitszeitverringerung

– Anspruch des Arbeitnehmers I.6/TzBfG §8

– Elternzeit I.21/BEEG §15

Ärztliche Bescheinigung bei Arbeits-
unfähigkeit I.10/EFZG §5

– Untersuchung, Jugendliche
I.28/JArbSchG §32 ff.
I.29/JArbSchUV §1 ff.

Ärztliche Untersuchung
I.24/ArbSchG §11

– Jugendliche I.28/JArbSchG §32 ff.
I.29/JArbSchUV §1 ff.

Auflösung des Arbeitsverhältnisses
durch das Gericht I.15/KSchG §9

Auflösungsurteil I.15/KSchG §9

Auftrag I.2/BGB §662 ff.

Ausbildende I.16/BBiG §28 ff.
I.17/AEV §1 ff.

– Eignung I.16/BBiG §28 I.17/AEV §4

– Pflichten I.16/BBiG §14 ff.

Ausbilder-Eignungsverordnung
I.17/AEV §1 ff.

Ausbildungsstätte I.16/BBiG §27 ff.

Ausbildungsvertrag I.16/BBiG §10

Ausgleichsabgabe I.33/SGB IX §77

Aushangpflicht I.1/AGG §12
I.13/ArbZG §16 I.28/JArbSchG §47
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Ausländeraufenthalt

– zum Zweck der Ausbildung
III.2/AufenthaltsG §16 ff.

– zum Zweck der Erwerbstätigkeit
III.2/AufenthaltsG §18 ff.

Ausländerbeschäftigung
III.2/AufenthaltsG §39 ff. IV.3 §1 ff.

– Rechtsfolgen illegaler Beschäftigung
III.2/AufenthaltsG §98a

Auswahlrichtlinien, Zustimmung des
Betriebsrats II.3/BetrVG §95

Auszubildende I.16/BBiG §1 ff.

– Ausbildungsvertrag I.16/BBiG §10 ff.

– Elternzeit I.21/BEEG §20

– Pflichten I.16/BBiG §13

– Vergütungsanspruch I.16/BBiG §17

Außerordentliche Kündigung
I.2/BGB §626 I.15/KSchG §13

– Anhörung des Betriebsrats
II.3/BetrVG §102

– eines Betriebsratsmitglieds
II.3/BetrVG §103

Baugewerbe, Einschränkungen bei
Leiharbeitnehmern I.18/AÜG §1b

Bedingt pfändbare Bezüge
IV.2/ZPO §850b

Beendigung des Arbeitsverhältnisses
I.2/BGB §620

– bei Ausbildung I.16/BBiG §21

– bei Befristung I.6/TzBfG §15

– Urlaubsbescheinigung I.14/BUrlG §6

Befristete Beschäftigung I.2/BGB §620
I.6/TzBfG §14 ff.

– Begriff I.6/TzBfG §3

– Diskriminierungsverbot I.6/TzBfG §4

– Vertretung bei Mutterschutz, Elternzeit
I.21/BEEG §21

– Vetretung bei Pflegezeit
I.23/PflegeZG §6

– wissenschaftliches, künstlerisches
Personal I.8/WissZeitVG §1 ff.

– Zulässigkeit I.6/TzBfG §14

Begünstigungsverbot, Betriebsrats-
mitglieder II.3/BetrVG §78

Beiordnung eines Rechtsanwalts
IV.1/ArbGG §11a

Belästigung
– Begriff I.1/AGG §3
– Leistungsverweigerungsrecht
I.1/AGG §14

Benachteiligung
– Beschwerderecht I.1/AGG §13
– Maßnahmen des Arbeitgebers
I.1/AGG §12

– mittelbare I.1/AGG §3
– unmittelbare I.1/AGG §3

Benachteiligungsverbot I.1/AGG §1 ff. ,
§ 7 I.2/BGB §612a

– Betriebsratsmitglieder II.3/BetrVG §78
– Entschädigung bei Verstößen I.1/AGG §15
– Öffentlicher Dienst I.1/AGG §24
– Teilzeit und Befristung I.6/TzBfG §5

Beratungsrechte, Betriebsrat
II.3/BetrVG §90

Berechnung pfändbares Arbeits-
einkommen IV.2/ZPO §850e

Berufsausbildungsverhältnis
I.16/BBiG §10 ff.

Berufsausbildungsvertrag I.16/BBiG §10

Berufsgenossenschaft
– gewerbliche I.31/SGB VII §121 ff. , § 222
– landwirtschaftliche I.31/SGB VII §123 ff.

Berufskrankheit
– anerkannte I.32 §1 ff. , Anlage 1
– Begriff I.31/SGB VII §9 I.32 §1
– Feststellung I.32 §4
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– Maßnahmen I.32 §2
– Prävention I.31/SGB VII §14

Berufskrankheiten-Verordnung I.32 §1 ff.

Beschlussverfahren
– Beschwerdeverfahren IV.1/ArbGG §87 ff.
– Erster Rechtszug IV.1/ArbGG §80 ff.
– Rechtsbeschwerdeverfahren

IV.1/ArbGG §92 ff.
– Zuständigkeit IV.1/ArbGG §2a

Beschwerderecht
– des Arbeitnehmers II.3/BetrVG §84
– bei Benachteiligung I.1/AGG §13

Beschäftigungsdauer, Berechnung
I.2/BGB §622

Beschäftigungspflicht von Schwer-
behinderten I.33/SGB IX §71 ff.

Beschäftigungssicherung, Vorschlags-
recht des Betriebsrats
II.3/BetrVG §92a

Beschäftigungsverbot
– Jugendliche I.28/JArbSchG §22
– Kinder I.28/JArbSchG §5
– nach der Entbindung I.20/MuSchG §6
– Schwangere I.20/MuSchG §3, §4
– Stillende I.20/MuSchG §6

Beschäftigungsverordnung III.3 §1 ff.

Betriebliche Altersvorsorge
I.12/BetrAVG §1 ff.

– Tariföffnung I.12/BetrAVG §19 ff.

Betriebliches Eingliederungs-
management I.33/SGB IX §83

Betriebsausschuss II.3/BetrVG §27

Betriebsbedingte Kündigung
I.15/KSchG §1

– Abfindungsanspruch I.15/KSchG §1a
– Betriebsratsbeteiligung II.3/BetrVG §102
– Klagefrist I.15/KSchG §4, §7
– Kündigungseinspruch I.15/KSchG §3

Betriebsfrieden II.3/BetrVG §74

Betriebsrat
– Allgemeine Aufgaben II.3/BetrVG §80
– Amtszeit II.3/BetrVG §21 ff.
– Anzahl der Betriebsratsmitglieder
II.3/BetrVG §9

– Beratungsrechte II.3/BetrVG §90
– Beteiligung bei geplanten Betriebsän-
derungen II.3/BetrVG §111

– Beteiligung bei Kündigungen
II.3/BetrVG §102

– Beteiligung bei personellen
Angelegenheiten II.3/BetrVG §92 ff.

– Beteiligung bei personellen
Einzelmaßnahmen II.3/BetrVG §99

– Beteiligung bei sozialen Angelegenheiten
II.3/BetrVG §87 ff.

– Beteiligung bei wirtschaftlichen
Angelegenheiten II.3/BetrVG §106 ff.

– Ehrenamt II.3/BetrVG §37
– Einrichtung, Mindestgröße des Betriebs
II.3/BetrVG §1

– Freistellung II.3/BetrVG §38
– Kosten II.3/BetrVG §40
– Kündigungseinspruch I.15/KSchG §3
– Kündigungsschutz I.15/KSchG §15
– Sachaufwand II.3/BetrVG §40
– Sitzungen II.3/BetrVG §30
– Sprechstunden II.3/BetrVG §39
– Unterrichtungsrechte II.3/BetrVG §90
– Vorsitz II.3/BetrVG §26 ff.
– Wahl II.3/BetrVG §7 ff.
– Zusammensetzung II.3/BetrVG §15

Betriebsratsmitglieder, Anzahl
II.3/BetrVG §9

Betriebsratswahl II.3/BetrVG §7 ff.
II.4/WO §1 ff.

– Kosten II.3/BetrVG §20
– Stimmabgabe II.4/WO §24 ff.
– Wahlordnung II.4/WO §1 ff.
– Zeitpunkt II.3/BetrVG §13

Betriebsrentengesetz I.12/BetrAVG §1 ff.
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